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Gerechtigkeit durch Rechtsprechung – Hoffnung für Palästina 
 

https://www.tagesschau.de/ausland/internationaler-strafgerichtshof-palaestinensergebiete-101.html Stand: 06.02.2021  
 

 

Na endlich… 

 

Endlich erklärt sich der Internationale 

Strafgerichthof zuständig für 

Kriegsverbrechen in den besetzten 

Gebieten.  

Diese Mitteilung verärgert Israel und 

missfällt Deutschland. Es bleibt zu hoffen, 

dass die unabhängige Justiz nicht politisiert 

wird. Alle Kriegsverbrechen müssen 

untersucht und verurteilt werden, 

unabhängig davon, wer sie begangen hat. 
 

Ermittlungen zu Kriegsverbrechen IStGH zuständig für 

Palästinensergebiete  

Der Internationale Strafgerichtshof will möglichen Kriegsverbrechen in den 

Palästinensergebieten nachgehen. Die Richter in Den Haag erklärten, sie seien auch für 

die besetzten Regionen zuständig. Israel protestiert.  

Der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) hat geurteilt, dass er auch für die palästinensischen 

Gebiete zuständig ist. Damit machten die Richter den Weg frei für Ermittlungsverfahren zu 

möglicherweise dort begangenen Kriegsverbrechen.  
 

Die Richter in Den Haag begründeten ihre Zuständigkeit für die Region mit Verweis auf die eigenen 

Gründungsstatuten, nach denen konkrete Staaten oder Grenzen nicht Voraussetzungen für 

Verfahren vor dem Gericht sein müssen.  

 
Chefanklägerin: Ermittlungen gerechtfertigt 
Chefanklägerin Fatou Bensouda hatte im Dezember 2019 erklärt, dass Ermittlungen zu 

Kriegsverbrechen gerechtfertigt seien. Sie hatte zunächst aber eine richterliche Entscheidung über 

die Zuständigkeit angefordert.  

Der IStGH kam nun zu dem Schluss, dass die seit 1967 von Israel besetzten Palästinensergebiete, 

also das Westjordanland, der Gazastreifen und Ost-Jerusalem, unter ihre Gerichtsbarkeit fallen.  

Mögliche Ermittlungsverfahren können sich sowohl gegen israelische Staatsbürger wie etwa 

Offiziere richten als auch gegen Palästinenser. Ein Urteil des Internationalen Gerichtshofes könnte 

weitreichende Konsequenzen für Israel haben. So müssten Offiziere oder bestimmte Politiker 

theoretisch mit einer Festnahme auf Auslandsreisen rechnen.  

Der Strafgerichtshof handelt gegenüber Individuen, nicht gegenüber Staaten. Noch läuft aber kein 

Verfahren gegen Israel. Eine Kammer des Gerichtes klärte nur die Frage, ob das Gericht prinzipiell 

für mögliche Verbrechen in den palästinensischen Gebieten zuständig ist. Die Richter betonten, 

dass mit ihrer Entscheidung keine Aussage über die Rechtmäßigkeit der Grenzen gemacht werde.  

Palästinenser wollen Militäraktionen untersuchen lassen 

Die palästinensische Autonomiebehörde hatte den Gerichtshof ersucht, israelische Militäraktionen 

im Krieg gegen militante Palästinenser im Gazastreifen 2014 zu untersuchen. In den Fokus könnte 

dabei nicht nur Israel rücken, sondern auch die Hamas, die Gaza kontrolliert. Zudem will die 

Autonomiebehörde sich gegen den von Israel in Ost-Jerusalem und im Westjordanland 

vorangetriebenen Siedlungsbau wehren.  



Deutschland ergreift Partei und will Israel zur Seite stehen 

Ist Palästina ein Staat? Nein, sagt Deutschland und will deshalb Israel vor 
dem Internationalen Strafgerichtshof helfen.   

Obwohl die Chefanklägerin des Internationalen Strafgerichtshof, Israel und die Palästinenser im 

Visier hat, gibt es einen heftigen Streit über die Zuständigkeit des Gerichtshofes. Israel will 

naturgemäß ein Verfahren vor dem Internationalen Strafgerichtshof unbedingt verhindern. Die 

palästinensische Autonomiebehörde hingegen fordert dies seit vielen Jahren.  

Ist der Strafgerichtshof überhaupt zuständig?  

Nein, sagt die israelische Regierung, weil die Palästinenser keinen Staat hätten. Dieser Position hat 

sich nun auch Deutschland angeschlossen und ergreift eindeutig Partei für Israel und gegen 
Palästina.  

Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs 
https://www.un.org/depts/german/internatrecht/roemstat1.html#T212 
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Reiner Bernstein  

Allen Anfeindungen zum Trotz 
AphorismA Verlag Berlin 2021- 62 Seiten  

ISBN 978-3-86575-094-5  

10,00 EUR 

 
Der Versuch, kritische Stimmen über israelische Politik 

mundtot zu machen, hat eine lange Geschichte in 
Deutschland. Dies zeigen die autobiographischen Reflektionen 

von Reiner Bernstein in seinem lebenslangen Engagement im 
Spannungsfeld Deutschland-Israel-Palästina. 
 



Menschlichkeit, israelisch und jordanisch… 

 


